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Beschlüsse des Stadtrates der 
Stadt Rudolstadt vom 14.12.2017

Beschluss: 134/2017 1. Ergänzg.
Der Bürgermeister wird beauftragt, gemeinsam mit dem Landkreis Saal-
feld-Rudolstadt zu prüfen, ob in der Oststraße für das Linksabbiegen zu den 
zwei Einkaufsmärkten und anderen Gewerbegrundstücken östlich der Neu-
en Cumbacher Brücke von Westen her ein eigener Fahrstreifen, der so lang 
wie möglich sein soll, eingerichtet werden kann.

Beschluss: 131/2017
Der Stadtrat ermächtigt den Bürgermeister für den bestehenden Bauspar-
vertrag bei der Landesbausparkasse Hessen-Thüringen die Aussetzung der 
Ratenzahlungen für die Jahre 2018 und 2019 zu veranlassen.

Beschluss: 144/2017
Die Deckung der außerplanmäßigen Ausgabe auf der Haushaltsstelle 
21140.9400 (Grundschule West) in Höhe von 159.000,00 € aus Ausga-
beresten der Haushaltsstellen 6300.005.9400 (29.000,00 €) sowie aus Meh-
reinnahmen 9100.3003 wird beschlossen.

Beschluss: 120/2017
Der Stadtrat beschließt die Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Rudolstadt von 2006.

Beschluss: 138/2017
Der Stadtrat beruft den 1. Beigeordneten, Herrn Mirko Schreiber, zum Wahl-
leiter für die Bürgermeisterwahl 2018.

Beschluss: 139/2017
Der Stadtrat beruft Herrn Ulrich Giller zum stellvertretenden Wahlleiter für 
die Bürgermeisterwahl 2018.

Beschluss: 148/2017
Gemäß § 32 Abs. (2) der Geschäftsordnung für den Stadtrat der Stadt Rudol-
stadt wird Frau Johanna Henkler (Mitglied des Seniorenbeirates der Stadt 
Rudolstadt) als Mitglied für den Beirat „Städtepartnerschaft Bayreuth“ be-
stellt.

Beschlüsse des Kultur- und 
Sozialausschusses vom 06.12.2017
Beschluss-Nr. 151/2017 
Maßnahmeplanung Jugendarbeit 2018
Die Jahresplanung 2018 für die Offene Kinder- und Jugendarbeit der Stadt 
Rudolstadt in der Fassung vom 13.11.2017 wird bestätigt.

Beschluss-Nr. 152/2017 
Sportfördermittel 2017
Für das Jahr 2017 vergibt die Stadt Rudolstadt Sportfördermittel für Mit-
glieder, Fahrtkosten und Lizenzen in Höhe von 16.426,16 € gemäß Anlage 1.

Wahl des Bürgermeisters 
für die Stadt Rudolstadt am 15. April 2018
Öffentliche Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von
Wahlvorschlägen

1.	 In der Stadt Rudolstadt wird am 15. April 2018 ein hauptamtlicher Bür-
germeister gewählt.

	 Zum hauptamtlichen Bürgermeister, der als Beamter auf Zeit auf die 
Dauer von sechs Jahren gewählt wird, ist jeder Wahlberechtigte im Sinne 
der §§ 1 und 2 ThürKWG wählbar, der am Wahltag das 21. Lebensjahr 
vollendet hat. Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind unter denselben Be-
dingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche. Nicht wählbar ist, 
wer am Wahltag das 65. Lebensjahr vollendet hat. Zum hauptamtlichen 
Bürgermeister kann auch ein Bewerber gewählt werden, der zur Zeit der 
Wahl seinen Aufenthalt nicht in der Gemeinde hat. 

	 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepu-
blik Deutschland: Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich 
Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische Republik, 
Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Italienische Republik, Re-
publik Kroatien, Republik Lettland, Republik Litauen, Großherzogtum 
Luxemburg, Republik Malta, Königreich der Niederlande, Republik Ös-
terreich, Republik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich 
Schweden, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spa-
nien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland sowie Republik Zypern.

	 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum 
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder 
in Sicherungsverwahrung befindet.

	 Zum Bürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer nicht 
die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Lan-
desverfassung eintritt. Darüber hinaus ist zum Bürgermeister nicht 
wählbar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine Berufung 
in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 
Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Bürger-
meisters hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber dem Wahlleiter der 
Gemeinde eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob er wissentlich als 
hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter mit dem Ministerium für 
Staatssicherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten 
dieser Einrichtungen zusammengearbeitet hat; er muss ferner erklären, 
dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte insbesondere 
beim Landesamt für Verfassungsschutz sowie beim Bundesbeauftrag-
ten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein 
Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestim-
mungen nicht fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG).

1.1	 Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters können von Parteien 
im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen und Einzel-
bewerbern eingereicht werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
wird hiermit aufgefordert. Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder 
Einzelbewerber kann nur einen Wahlvorschlag einreichen, der nur ei-
nen Bewerber enthalten darf und dem eine Erklärung des Bewerbers 
nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der Bewerber darf 
nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine 
Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag 
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einer Partei oder Wählergruppe ist. Der Wahlvorschlag einer Partei oder 
Wählergruppe muss den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Par-
tei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann 
eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deut-
lichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemein-
same Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter 
Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Parteien 
und Wählergruppen müssen die Unterschriften von zehn Wahlberech-
tigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person 
darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeich-
nungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig. 

	 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu 
bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlbe-
rechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des 
Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. Ist 
nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann 
ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit 
im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind 
nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und 
entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-
ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftliche 
Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags gegen-
über dem Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch andere ersetzt 
werden.

1.2	 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Mu-
ster der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung enthalten: 

	 a)	das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
	 b)	Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des Be-

werbers, 
	 c)	die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
	 d)	die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres 

Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift. 
	 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage bei-

zufügen: 
	 a)	die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, dass er 

seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag zustimmt, nicht 
für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, ob 
er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengear-
beitet hat, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte 
einverstanden ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung in 
ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 
Bestimmungen nicht fehlt, 

	 b)	eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG 
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe 
durchzuführende Versammlung, 

	 c) 	Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und zwei 
weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2  
ThürKWG, 

	 d)	eine Bescheinigung der Gemeinde seiner Hauptwohnung über die 
Wählbarkeit nach dem Muster der Anlage 22 zur ThürKWO, wenn die 
Hauptwohnung nicht in der Gemeinde ist, in der er sich bewirbt. 

1.3	 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster der An-
lagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als Kenn-
wort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift 
des Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und Nachnamens, des Ge-
burtsdatums und der Anschrift die Unterschriften von mindestens fünf-
mal so vielen Wahlberechtigten tragen, wie Gemeinderatsmitglieder zu 
wählen sind (insgesamt 150 Unterschriften). Bewirbt sich der bisherige 
Bürgermeister als Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunter-
schriften erforderlich. Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als 
Anlage beizufügen: 

	 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, dass er 
für dieselbe Wahl nicht in einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, 
ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 

hat, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstan-
den ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamten-
verhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen 
nicht fehlt. Zusätzlich ist eine Bescheinigung der Gemeinde seiner 
Hauptwohnung über die Wählbarkeit nach dem Muster der Anlage 22 
zur ThürKWO beizufügen, wenn die Hauptwohnung nicht in der Ge-
meinde ist, in der er sich bewirbt. 

2.	 Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber 
muss in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den 
wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten An-
gehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. 
Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsbe-
rechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele 
der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung 
eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung 
aller beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber 
kann auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahl-
berechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Ange-
hörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mitglie-
derversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in geheimer 
Abstimmung gewählt werden. Eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Wahl des Bewerbers, Ort und Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere 
Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
an Eides statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstimmung 
erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung 
vorschlagsberechtigt war und den Bewerbern Gelegenheit gegeben 
wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vor-
zustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an 
Eides statt zuständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne 
des § 156 des Strafgesetzbuches. 

3.	 Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund 
eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununter-
brochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Land-
kreises Saalfeld-Rudolstadt oder im Stadtrat der Stadt Rudolstadt 
vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlberech-
tigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen 
hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlberechtigten unterstützt wer-
den wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 120 Unter-
schriften).

3.1	 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinderat vertreten 
ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags 
neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvor-
schlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Un-
terstützungsunterschriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie 
Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvor-
schlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn 
dessen Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit 
im Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen 
Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der 
beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-
vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahl-
vorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, 
im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt, 
in dem die Gemeinde liegt oder im Stadtrat vertreten ist.

3.2	 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei 
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen 
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber 
oder Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3	 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsun-
terschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in 
eine vom Wahlleiter bei der Stadtverwaltung Rudolstadt bis zum 12. 
März 2018, 18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und 
Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und 



20. Januar 2018_01/18

23

eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von 
Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit 
dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Stadtverwal-
tung Rudolstadt von 

Montag 	 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr
		  (am 12. März bis 18:00 Uhr)
Dienstag	 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr
Mittwoch	 08:00 Uhr bis 14:00 Uhr
Donnerstag	 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr
Freitag	 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr
Samstag	 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr

	 im Rathaus der Stadt Rudolstadt, Markt 7, Bürgerservice, ausgelegt. 
	 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder 

einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Stadt-
verwaltung aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. 
Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die 
wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung 
eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauf-
tragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt 
zu versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintra-
gungsscheins vorliegen. 

	 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen 
sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlbe-
rechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstüt-
zungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe 
Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zu-
rückgenommen werden. 

3.4	 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erfor-
derliche Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls 
vom Wahlleiter der Gemeinde mit einer Liste zur Leistung der noch er-
forderlichen Unterschriften (Anlage 7a zur ThürKWO) verbunden und 
unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlages ausgelegt. Die 
Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 

4.	 Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens am 2. März 2018 bis 18.00 Uhr eingereicht 
sein.

	 Die Wahlvorschläge sind bei der 
Stadtverwaltung Rudolstadt
Wahlleiter der Stadt Rudolstadt
Markt 7, Zimmer 108
07407 Rudolstadt

	 einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 2. März 
2018 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauf-
tragten des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Einzelbe-
werbers zurückgenommen werden. 

5.	 Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, 
so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber 
durchgeführt. 

6.	 Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der Gemein-
de unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten oder die 
Einzelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Män-
gel der Wahlvorschläge müssen spätestens am 12. März 2018 bis 18.00 
Uhr behoben sein. Am 13. März 2018 tritt der Wahlausschuss der Ge-
meinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschlä-
ge den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer 
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als 
gültig zuzulassen sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wähl-
barkeit nach der Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so 
findet die Wahl nicht statt. 

7.	 Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer Kommu-
nalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder 
ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin 

auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich 
geschützten Feiertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen 
Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG). 

8.	 Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und 
weiblicher Form. 

Mirko Schreiber
Wahlleiter der Stadt Rudolstadt

Öffentliche Bekanntmachung  
über die Festsetzung der Grundsteuer A und B 
in der Stadt Rudolstadt für das Jahr 2018

Auf Grundlage der Vorschriften des § 27 Abs. 3 Grundsteuergesetz (in der 
Fassung des Gesetzes vom 07.08.1973, BGBl. I S. 965, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19.12.2008, BGBl. I S. 2794) gibt die Stadt Rudolstadt 
Folgendes bekannt:
Für alle diejenigen Grundstücke, deren Bemessungsgrundlage (Grundsteu-
ermessbetrag) sich seit der letzten Bescheiderteilung nicht geändert hat, 
wird die Grundsteuer für das Kalenderjahr 2018 in gleicher Höhe wie im 
Vorjahr durch öffentliche Bekanntmachung festgesetzt.
Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 a und b Rudolstädter Hebesatzsatzung (RuHeb-
saS) vom 07.04.2016 (bekanntgemacht im Amtsblatt Nr. 06/2016 vom 
14.05.2016) wurden die Hebesätze der Grundsteuer A auf 295 v.H. und der 
Grundsteuer B auf 402 v.H. festgesetzt. Gegenüber dem Kalenderjahr 2017 
ist keine Änderung eingetreten, so dass auf die Erteilung von Grundsteuer-
bescheiden für das Kalenderjahr 2018 verzichtet wird.

Die Grundsteuer 2018 ist wie folgt fällig:
	 1.	Zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August, 15. November zu je einem 

Viertel der Jahressteuer, soweit nicht Nr. 2 oder 3 Anwendung finden.
	 2.	Am 15. August mit dem Jahresbetrag, wenn dieser 15,00 € nicht 

übersteigt.
	 3.	Am 01. Juli  mit dem Jahresbetrag, wenn von der Möglichkeit des  

§ 28 Abs. 3 GrStG (Jahreszahlung) Gebrauch gemacht worden ist.
Mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung dieser Steuerfestsetzung 
treten für die Steuerpflichtigen die gleichen Rechtswirkungen ein, als wenn 
ihnen an diesem Tag ein schriftlicher Steuerbescheid zugegangen wäre.
Die Steuerfestsetzung kann innerhalb einer Frist von einem Monat durch 
Widerspruch angefochten werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der Stadt Rudolstadt, Markt 7, 07407 Rudolstadt einzule-
gen. Die Frist beginnt am Tage nach dieser öffentlichen Bekanntmachung. 
Durch die Einlegung des Widerspruchs wird die Wirksamkeit des mit öffent-
licher Bekanntgabe erteilten Bescheides nicht gehemmt, insbesondere die 
Einziehung der festgesetzten Steuer nicht aufgehalten.

Jauch
Sachgebietsleiterin Steuern

Zahlungstermin für Gewerbesteuer-Vorauszah-
lungen 2018 beachten
Am 15. Februar 2018 werden die Raten für das I. Quartal 2018 für die Ge-
werbesteuer-Vorauszahlungen mit den Festsetzungen der zuletzt erteilten 
Steuerbescheide an die Stadt Rudolstadt fällig. 
Soweit der Stadtkasse eine Ermächtigung zum Einzug der Forderungen mit-
tels Lastschrift (Abbuchungsauftrag) erteilt wurde, werden die fälligen Be-
träge eingezogen. Steuerzahler, die keinen Abbuchungsauftrag erteilt haben 
oder ihre Hausbank durch Dauerauftrag mit der Überweisung der Steuern 
beauftragt haben, werden gebeten unter Angabe ihrer Kassenkonto-Num-
mer als Zahlungsgrund auf eines der folgenden Konten zu überweisen:

	 Kreissparkasse Saalfeld - Rudolstadt
	 IBAN: DE77 8305 0303 0000 0410 84
	 BIC: HELADEF1SAR 
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	 Volksbank eG Gera-Jena-Rudolstadt
	 IBAN: DE47 8309 4454 0300 0110 12
	 BIC: GENODEF1RUJ		
 
Aus Kostengründen werden keine Zahlscheine verschickt. Um das Versäu-
men der Zahlungsfälligkeiten zu vermeiden, kann der Stadtkasse eine Er-
mächtigung zum Einzug der Forderungen mittels Lastschrift erteilt werden. 
Formulare hierfür sind im Rathaus, im Bürgerservice, erhältlich bzw. stehen 
im Internet unter www.rudolstadt.de zur Verfügung.

Jauch
Sachgebietsleiterin Steuern

Grundsteuer B – Überprüfung der Grundsteuer-
Anmeldung nach §§ 42 ff Grundsteuergesetz 
(GrStG) für das Jahr 2018

Bei Mietwohngrundstücken und Einfamilienhäusern, für die durch das Fi-
nanzamt Pößneck kein Einheitswert (Grundsteuermessbetrag) festgestellt 
worden ist, bemisst sich der Jahresbetrag der Grundsteuer B nach der 
Wohn- oder Nutzfläche (Ersatzbemessungsgrundlage)  der Grundstücke. 
Die Grundsteuer B wird dabei nach §§ 42 und 44 GrStG ermittelt. Die Ei-
gentümer (ggf. Verwalter) dieser Grundstücke haben in diesen Fällen zur 
Ermittlung der Grundsteuer B eine Grundsteuer-Anmeldung einzureichen. 
Haben sich am Grundstück seit der letzten Überprüfung Änderungen erge-
ben (z.B. Modernisierungen, Änderungen der Wohn- und Nutzfläche, Schaf-
fung von Stellplätzen für PKW etc.), so ist durch die Steuerpflichtigen bzw. 
deren Beauftragte eine neue Grundsteuer-Anmeldung einzureichen. Dabei 
müssen Baumaßnahmen bis spätestens 31.12.2017 abgeschlossen sein. Die 
Vordrucke zur Grundsteuer-Anmeldung sind zu den jeweiligen Sprechzeiten 
der Stadtverwaltung Rudolstadt im Sachgebiet Steuern erhältlich. Sollten 
seit der letzten Grundsteuer-Anmeldung keine Veränderungen am Wohn-
grundstück oder Einfamilienhaus erfolgt sein, so ist keine neue Grundsteu-
er-Anmeldung erforderlich. 

Jauch
Sachgebietsleiterin Steuern

Rudolstadt, 20. Januar 2018

Bekanntmachung
Planfeststellungsverfahren
ÖPNV-Verknüpfungsanlage in Rudolstadt-Schwarza
Neubau Rendezvoushaltestelle Bremer Hof
Rückbau der Busbucht und Aufweitung der B 88 
(Saalfelder Straße)

Die Stadtverwaltung Rudolstadt hat für das o. a. Bauvorhaben die Durchfüh-
rung eines Planfeststellungsverfahrens beantragt. Für das Vorhaben besteht 
keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
gem. § 3a des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).
Für das Bauvorhaben werden Grundstücke in der Gemarkung Schwarza be-
ansprucht.

Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der Zeit
	 vom 23. Januar 2018 bis 22. Februar 2018
	 in der Stadtverwaltung Rudolstadt, Markt 7 in 07407 Rudolstadt
	 im Bürgerservice im Erdgeschoss des Rathauses
während der Dienststunden

Montag und Freitag	 08:00 bis 12:00 Uhr
Dienstag	 08:00 bis 16:00 Uhr
Mittwoch	 08:00 bis 14:00 Uhr
Donnerstag	 08:00 bis 18:00 Uhr
Sonnabend	 09:00 bis 12:00 Uhr

zur allgemeinen Einsichtnahme aus.

Die Planungsunterlagen sind auch zu diesem Zeitpunkt auf der Homepage 
des Thüringer Landesverwaltungsamtes unter
(http://www.thueringen.de/th3/tlvwa/wirtschaft/planfeststellungsverfah-
ren) einsehbar.

Es wird jedoch darauf verwiesen, dass das in Papierform öffentlich ausge-
legte Planexemplar maßgebend für das Planverfahren ist, da Abweichungen 
bei der elektronischen Wiedergabe nicht vollständig ausgeschlossen wer-
den können.

1.	 Jeder kann bis spätestens zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, 
das ist bis zum 08. März 2018, bei dem Thüringer Landesverwaltung-
samt, Ref. 540, Jorge-Semprún-Platz 4 in 99423 Weimar oder bei der 
Stadtverwaltung Rudolstadt, Fachdienst Stadtplanung und Stadtent-
wicklung, Markt 7 in 07407 Rudolstadt Einwendungen gegen den Plan 
schriftlich oder zur Niederschrift erheben. Die Einwendung muss den 
geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung er-
kennen lassen.

	 Nach Ablauf der Einwendungsfrist sind Einwendungen ausgeschlossen 
(§ 73 Abs. 4 S. 3 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes –Thür-
VwVfG-). Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen sind 
nach Ablauf dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen (§ 73 Abs. 4 S. 3 Thür-
VwVfG).

	 Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftsli-
sten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleich lautender Texte 
eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Un-
terschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen und Anschrift 
als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Anderenfalls 
können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben.

2.	 Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung 
der

	 a)	nach landesrechtlichen Vorschriften im Rahmen des § 63 des Bundes-
naturschutzgesetzes anerkannten Vereine

	 b)	sowie der sonstigen Vereinigungen, soweit sich diese für den Um-
weltschutz einsetzen und nach in anderen gesetzlichen Vorschriften 
zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Umweltangelegenheiten vorge-
sehenen Verfahren anerkannt sind (Vereinigungen), von der Ausle-
gung des Plans.

3.	 Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erho-
benen Stellungnahmen und Einwendungen verzichten (§ 17a Nr. 1 des 
Bundesfernstraßengesetzes –FStrG-).

	 Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt gemacht 
werden. Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erho-
ben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen wird der Vertreter, 
von dem Termin gesondert benachrichtigt (§ 17 ThürVwVfG).

	 Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

	 Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevoll-
mächtigung ist der Anhörungsbehörde durch eine schriftliche Vollmacht 
nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist.

	 Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch 
ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss 
des Erörterungstermins beendet.

	 Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

4.	 Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwen-
dungen und Stellungnahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder 
Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht erstattet.

5.	 Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung 
dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungs-
termin, sondern in einem gesonderten Entschädigungsverfahren be-
handelt.
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6.	 Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des 
Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. 
Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die 
Einwender und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr 
als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

7.	 Vom Beginn der Auslegung des Planes treten die Anbaubeschrän-
kungen nach § 9 FStrG und die Veränderungssperre nach § 9a FStrG in 
Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Träger der Stra-
ßenbaulast ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu 
(§ 9a Abs. 6 FStrG).

Reichl
Bürgermeister

Bei der Stadt Rudolstadt sind zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt folgende Stellen zu besetzen: 

Stadtplaner/in
(Studienrichtung: Stadt- und Raumplanung, 

Architektur, Geografie)
(TU/FH-Diplom/Bachelor)

Mitarbeiter/in  
(geringfügige Beschäftigung)

(zur Unterstützung im Schillerhaus)

Nähere Informationen zu den Aufgabenschwerpunkten, dem Anforde-
rungsprofil und zu der Bewerbungsfrist erhalten Sie im Internet: www.
rudolstadt.de, Rubrik “AKTUELLES“. Für Fragen zu der Ausschreibung er-
reichen Sie uns unter 03672/486-303/7 oder über personal@rudolstadt.
de. Gern lassen wir Ihnen auch den ausführlichen Ausschreibungstext 
zukommen.
Ihre aussagefähigen Bewerbungsunterlagen werden erbeten an: 
Stadt Rudolstadt, Fachdienst Personal, Markt 7, 07407 Rudolstadt 
oder per E-Mail: personal@rudolstadt.de

Stellenausschreibung der SER

Die Stadtentwicklungsgesellschaft Rudolstadt mbH, als 100-prozentige 
Tochtergesellschaft der Stadt Rudolstadt, sucht zum 1. März 2018

einen Hausmeister m/w (Vollzeit)

zur ganzheitlichen Objektbetreuung von Immobilien im Stadtgebiet von 
Rudolstadt.
          
Nähere Informationen zu den Aufgabenschwerpunkten und zur Bewer-
bungsfrist erhalten Sie im Internet unter www.rudolstadt.de, in der Ru-
brik „AKTUELLES“.

Ihre aussagefähigen Bewerbungsunterlagen werden erbeten an: 
SER Stadtentwicklungsgesellschaft mbH, z. Hd. Jens Adloff, Er-
ich-Correns-Ring 22 c, 07407 Rudolstadt oder per Email an 
jadloff@ser.rudolstadt.de

Hinweis auf Stellenausschreibungen   

Bekanntmachung
Thüringer Wasserschutzgebietsverordnung Klein-
gölitz und Keilhau

Die Thüringer Verordnung zur digitalen Neubekanntmachung der Grenzen 
des bestehenden Wasserschutzgebietes für die „Quellen Kleingölitz und 
Keilhau“ in den Städten bat Blankenburg und Rudolstadt (Thüringer Wasser-
schutzgebietsverordnung Kleingölitz und Keilhau - VO WSG Kleingölitz und 
Keilhau) vom 22.08.2017 wurde im Thüringer Staatsanzeiger Nr. 43/2017, 
S. 1484-1486 am 23.10.2017 öffentlich bekannt gemacht. Die Verordnung 
trat am 24.10.2017 in Kraft und ersetzt auf der Grundlage des Thüringer 
Wassergesetzes die vorhandenen analogen Karten aus dem Beschluss des 
Kreistages Rudolstadt vom 23.09.1976 durch digitale Karten. Inhaltliche 
Änderungen an dem Wasserschutzgebiet wurden nicht vorgenommen. Die 
digitalen Karten können auf der Internetseite des Thüringer Landesverwal-
tungsamtes von jedermann kostenfrei eingesehen werden. Dies ist über die 
Anwendung des folgenden Links möglich: www.thueringen.de/th3/tlvwa/
umwelt/wasserwirtschaft_eins/schutzgebiete/neubekanntmachungen.
In die Rechtsverordnung kann im Fachdienst Stadtplanung und Stadtent-
wicklung der Stadtverwaltung Rudolstadt, Markt 7 in 07407 Rudolstadt 
während der Dienststunden eingesehen werden.

Reichl
Bürgermeister

Hinweis:
Tagesaktuelle Meldungen und die Berichte des  

Bürgermeisters in den Stadtratssitzungen finden Sie  
unter www.rudolstadt.de im Bereich Aktuelles.

Im ausdruckbaren PDF-Format sind dort auch die 
jeweiligen Ausgaben der Amtsblätter aufgelistet.

Öffnungs- und Sprechzeiten

Bürgerservice der Stadt Rudolstadt +  
Einwohnermeldeamt
Montag 		  08:00 – 12:00 Uhr
Dienstag	  	 08:00 – 16:00 Uhr
Mittwoch 		  08:00 – 14:00 Uhr
Donnerstag 		  08:00 – 18:00 Uhr
Freitag 		  08:00 – 12:00 Uhr
Samstag 		  09:00 – 12:00 Uhr

Sprechzeiten der Stadtverwaltung (Rathaus)
Dienstag 		  09:00 – 16:00 Uhr
Mittwoch 		  09:00 – 11:30 Uhr
Donnerstag 		  09:00 – 18:00 Uhr
Freitag		  09:00 – 11.30 Uhr
 (montags kein Sprechtag)

Tourist - Information, Markt 8
Montag 		  09:00 – 18:00 Uhr
Dienstag 		  09:00 – 18:00 Uhr
Mittwoch 		  09:00 – 18:00 Uhr
Donnerstag 		  09:00 – 18:00 Uhr
Freitag 		  09:00 – 18:00 Uhr
Samstag 		  09:00 – 13:00 Uhr


